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Kleine Anfrage mit Antwort 

Wortlaut der Kleinen Anfrage 

der Abgeordneten Uwe Schwarz, Markus Brinkmann, Marco Brunotte, Ulla Groskurt, Stefan Klein, 
Dr. Silke Lesemann, Matthias Möhle, Petra Tiemann und Ulrich Watermann (SPD), eingegangen 
am 18.06.2012 

Hospiz- und palliativmedizinische Versorgung in Niedersachsen: Will die Landesregierung 
zusätzliche Bürokratie? 

Seit 2007 gibt es für alle Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung einen Rechtsan-
spruch auf eine spezialisierte ambulante Palliativversorgung (§§ 37 b und 132 d SGB V). Alle Leis-
tungsanbieter von Palliativversorgung, so z. B. die vorhandenen „Stützpunkte“, aber auch neue An-
bieter, können mit den Krankenkassen Verhandlungen zur Refinanzierung ihrer Leistungen 
(SAPV = spezialisierte ambulante Palliativversorgung) führen. In Niedersachsen sind bereits 
39 solcher Verträge (jeweils mit allen gesetzlichen und privaten Krankenkassen) abgeschlossen, 
zwei weitere sollen in Kürze folgen. Für die Kinderpalliativversorgung gibt es niedersachsenweit 
ebenfalls einen Vertrag. Auch die Krankenhäuser mit Palliativstationen in Niedersachsen sowie die 
stationären Hospize in Niedersachsen sind bekannt. 

2005 hatte das Land durch einen fraktionsübergreifenden Landtagsbeschluss 250 000 Euro als An-
schubfinanzierung bereitgestellt. 

Die Grundlagen für die Finanzierung stationärer und ambulanter Palliativversorgung sind im SGB V 
ebenso geregelt wie die Finanzierung der ambulanten hospizlichen Arbeit (§ 39 SGB V).  

Seit mehreren Jahren wird regelmäßig durch eine Fachgesellschaft eine deutschlandweite Abfrage 
(HOPE) nach Symptomen und Bedürfnissen in der ambulanten und stationären Palliativversorgung 
durchgeführt, ausgewertet und veröffentlicht. 

Informationen zur Weiterbildung der verschiedenen Berufsgruppen werden auf den entsprechen-
den Internetseiten der Fachgesellschaften (DGP, Deutscher Hospiz- und Palliativverband) sowie in 
Niedersachsen auf der Internetseite der Ärztekammer (Akademie für Palliativ- und Hospizarbeit) 
veröffentlicht und regelmäßig aktualisiert. Darüber hinaus gibt es regionale Palliativ- und Hospizin-
formationsanbieter (z. B. die Informationshotline in Hannover). Sowohl die ambulanten Hospiz-
dienste als auch die Palliativstützpunkte erteilen gerne Auskunft über ihre regionalen Angebote. 

Trotz dieser Fülle an Informationen über die Bedarfe, die Versorgungsstruktur und die Versor-
gungsangebote erhebt die Regierungskoalition von CDU und FDP u. a. Forderungen nach einer 
erneuten Bedarfs- und Bedürfnisanalyse, einem weiteren Versorgungskonzept sowie der Einrich-
tung einer zusätzlichen Landesgeschäftsstelle. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 

1. Was versteht die Landesregierung 
a) unter der Hospizversorgung,  
b) unter der palliativmedizinischen Versorgung und 
c) wie grenzt sie diese beiden Bereiche voneinander ab? 

2. Wo bestehen in Niedersachsen stationäre und ambulante Einrichtungen der Palliativversor-
gung, und wie werden diese finanziert? 

3. Wo bestehen in Niedersachsen stationäre und ambulante Einrichtungen der Hospizversor-
gung, und wie werden diese finanziert? 
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  4. Wo bestehen in Niedersachsen noch Versorgungslücken in der Palliativversorgung, und wie 
sollen dieses geschlossen werden? 

  5. Gibt es Anträge im Rahmen von Krankenhausbaumaßnahmen, zusätzliche Kapazitäten der 
stationären Palliativversorgung durch Neubau oder Umwidmung zu schaffen? Wenn ja, wo, 
und wie steht die Landesregierung dazu?  

  6. Wo bestehen in Niedersachsen noch Versorgungslücken im Bereich der stationären und am-
bulanten Hospizversorgung, und wie sollen diese geschlossen werden?  

  7. In welchem konkreten Umfang ist es die Aufgabe der Landesregierung, Versorgungskonzepte 
für ausgewählte medizinisch-pflegerische Fragestellungen zu entwickeln? 

  8. Wie bewertet die Landesregierung angesichts der einleitend genannten Tatsachen die in den 
Augen von Experten bestehende Notwendigkeit, mittels eines Gutachtens neue Zahlen zur 
Versorgungssituation zu ermitteln? 

  9. Wie ermittelt die Landesregierung die Bedarfe und Bedürfnisse schwer kranker Menschen, 
und ist dieses nach Meinung der Landesregierung angesichts des Forschungsstandes not-
wendig? 

10. In welcher Weise kann die Landesregierung Einfluss auf Einrichtungen des Gesundheitswe-
sens nehmen, um die Palliativ- und Hospizkompetenz voranzubringen, und inwieweit ist das 
notwendig? 

11. Welche Kompetenzen hat die Landesregierung, um die Trennung zwischen ambulanter und 
stationärer Versorgung zu überwinden? 

12. Welche Aufgaben soll eine hauptamtlich geführte Geschäftsstelle zusätzlich übernehmen, die 
nicht bereits jetzt von den vorhandenen Strukturen umfangreich und auf dem neuesten Stand 
der Entwicklung erfüllt werden? 

13. Unterstützt die Landesregierung die Forderung nach einer Informationshotline, obwohl diese 
regional bereits vielfach vorhanden sind und gut funktionieren? Falls ja, warum? 

(An die Staatskanzlei übersandt am 22.06.2012 - II/72 - 1407)  

Antwort der Landesregierung 

 Niedersächsisches Ministerium Hannover, den 10.08.2012 
für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit 
 und Integration 
 - 106.11 - 06040/1.5 - 

In ihrer Antwort vom 10.07.2012 auf die Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung „Versorgung 
mit Hospizplätzen in Niedersachsen“ (Drs. 16/5031) hat die Landesregierung die bisherige Entwick-
lung der Hospiz- und Palliativversorgung in Niedersachsen bereits umfassend dargestellt. Zur Ver-
meidung von Wiederholungen verzichtet die Landesregierung daher an dieser Stelle auf gleichlau-
tende Darstellungen und verweist insofern auf ihre vorgenannte Antwort. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: 

Im Mittelpunkt der Hospizversorgung wie auch der Palliativversorgung stehen der schwerstkranke 
und sterbende Mensch mit seinen Wünschen und Bedürfnissen sowie seine Angehörigen und ihm 
Nahestehenden. Ziel beider Versorgungsbereiche ist es, Schmerzen und andere Beschwerden, die 
in der letzten Lebensphase auftreten können, zu behandeln und zu lindern und dadurch die Le-
bensqualität sterbender Menschen zu verbessern. Hospizversorgung und Palliativversorgung bil-
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den insofern ein Versorgungsnetzwerk, das erforderlich ist, um ein menschenwürdiges Leben bis 
zuletzt zu ermöglichen. In diesem Versorgungsnetzwerk arbeiten alle in der Hospiz- und Palliativ-
versorgung relevanten ambulanten und stationären Leistungsanbieter sowie das Ehrenamt und die 
verschiedenen Berufsgruppen eng zusammen.  

Der Schwerpunkt der Hospizversorgung liegt in der palliativen Pflege sowie in der psychosozialen 
und spirituellen Begleitung der Patientinnen und Patienten sowie ihrer Angehörigen. Eine darüber 
hinausgehende medizinische Versorgung wird in der Regel von externen Ärztinnen und Ärzten 
(Haus-, Fachärztinnen und -ärzten, Palliativmedizinerinnen und -medizinern) erbracht. Zu der in der 
Hospizversorgung geleisteten Sterbebegleitung gehört im notwendigen Umfang auch die Trauer-
begleitung der Angehörigen, hierzu werden vielfach Trauerberatung oder auch Trauergruppen an-
geboten. Die Hospizversorgung ist geprägt insbesondere von dem ehrenamtlichen Engagement ih-
rer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die vor allem in der psychosozialen Begleitung der Betroffenen 
vielfältige Aufgaben übernehmen. Sie ist, hergeleitet von ihrem Ansatz einer Sterbebegleitung, in 
der Regel auf die letzte Lebensphase der betroffenen Menschen ausgerichtet. 

Die Palliativmedizin widmet sich der Behandlung und Begleitung von Patientinnen und Patienten 
mit einer nicht heilbaren, progredienten und weit fortgeschrittenen Erkrankung mit begrenzter Le-
benserwartung. Sie ist multiprofessionell und basiert auf der Kooperation der Ärztinnen und Ärzte 
verschiedener Disziplinen und anderer Berufsgruppen, die mit der ambulanten und stationären 
Betreuung unheilbar Kranker befasst sind. Durch eine ganzheitliche Behandlung soll Leiden umfas-
send gelindert werden, um den Patientinnen und Patienten und ihren Angehörigen bei der Krank-
heitsbewältigung zu helfen und ihnen eine Verbesserung ihrer Lebenssituation zu ermöglichen. Die 
Palliativmedizin ist nicht auf die letzte Lebensphase der Patientinnen und Patienten begrenzt. Viele 
Grundsätze der Palliativmedizin können auch in frühen Krankheitsstadien bereits zusammen mit 
der kausalen Therapie Anwendung finden.  

Zu 2: 

Krankenhäuser, die spezialisierte palliativmedizinische Leistungen erbringen, können diese im be-
stehenden DRG-Fallpauschalensystem (Diagnosis Related Groups) durch die Angabe entspre-
chender Codes des Operationen- und Prozedurenschlüssels (OPS) vergütungsrelevant geltend 
machen. Der OPS ist die amtliche Klassifikation zum Verschlüsseln von Operationen, Prozeduren 
und allgemein medizinischen Maßnahmen im stationären Bereich und beim ambulanten Operieren. 

In Niedersachsen bieten nach Kenntnis der Landesregierung 42 Krankenhäuser Leistungen der 
stationären spezialisierten Palliativversorgung an; diese sind in der nachfolgenden Tabelle aufge-
führt. 

Landkreis/Region Krankenhaus 
Ammerland Ammerlandklinik, Westerstede 
Aurich Ubo-Emmius-Klinik, Aurich 

Marienstift, Braunschweig Braunschweig 
Städt. Klinikum Braunschweig 
AKH, Celle Celle 
St.-Josef-Stift, Celle 

Cloppenburg St.-Josef-Hospital, Cloppenburg 
Cuxhaven Krankenhaus Cuxhaven 
Delmenhorst Klinikum Delmenhorst 

Hümmling-Krankenhaus, Sögel Emsland 
Elisabeth-Krankenhaus, Thuine 

Friesland St. Johannes-Hospital, Varel 
Gifhorn Kreiskrankenhaus, Gifhorn 

UMG, Göttingen Göttingen 
Nephrologisches Zentrum Niedersachsen, Hann.Münden 

Goslar Asklepios Harzkliniken, Goslar 
Grafschaft Bentheim Euregio-Klinik, Nordhorn 
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Landkreis/Region Krankenhaus 
Friederikenstift, Hannover 
Krankenhaus Siloah, Hannover 

Hannover 

MHH, Hannover 
Harburg Krankenhaus Winsen/Luhe 
Heidekreis Heidekreisklinikum, Walsrode  

Klinikum Hildesheim Hildesheim, Stadt 
St. Bernward Krankenhaus 

Hildesheim, Landkreis Leineberglandklinik, Alfeld 
Holzminden Charlottenstift, Stadtoldendorf 
Lüchow-Dannenberg Elbe-Jeetzel-Klinik, Dannenberg 
Lüneburg Städtisches Klinikum, Lüneburg 
Nienburg Mittelweser Klinken, Nienburg 
Northeim Albert-Schweitzer-Krankenhaus, Northeim 
Oldenburg Evang. Krankenhaus, Oldenburg 
Osnabrück, Stadt Klinikum Osnabrück 

Nils-Stensen-Kliniken, Ostercappeln 
Klinikum Melle 

Osnabrück, Landkreis 

Christl. Krankenhaus, Quakenbrück 
Osterholz-Scharmbeck Krankenhaus Osterholz 
Peine Klinikum Peine 
Rotenburg/Wümme Diakoniekrankenhaus, Rotenburg/W. 
Stade Klinik Dr. Hancken, Stade 

Klinikum Uelzen Uelzen 
Diana Klinik, Bad Bevensen 

Vechta St. Elisabeth Krankenhaus, Damme 
 
Mit der Aufnahme der spezialisierten ambulanten Palliativversorgung (SAPV) in das Fünfte Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB V) im Jahr 2007 wurden die leistungs- und vergütungsrechtlichen Voraus-
setzungen für eine Verbesserung der häuslichen Versorgung schwerstkranker und sterbender 
Menschen geschaffen. Auch Versicherte, die in Einrichtungen der Eingliederungshilfe für behinder-
te Menschen, der Kinder- und Jugendhilfe oder in stationären Pflegeeinrichtungen leben, können 
diese Leistung in Anspruch nehmen. In Niedersachsen wurde seitens der Leistungserbringer und 
der Krankenkassen ein Mustervertrag ausgehandelt, auf dessen Grundlage auf örtlicher Ebene 
SAPV-Teams und Krankenkassen Versorgungs- und Vergütungsverträge schließen können. Derar-
tige Verträge bestehen gegenwärtig mit insgesamt 39 SAPV-Teams in folgenden Orten: 

Aurich, Bardowick, Braunschweig (zwei Teams), Bremervörde, Celle, Cloppenburg, Cuxhaven, 
Damme, Dannenberg, Ganderkesee, Gifhorn, Göttingen, Hameln, Hannover (vier Teams), Hildes-
heim, Leer (zwei Teams), Loxstedt, Moringen, Nienburg, Oldenburg, Osnabrück, Ostercappeln, 
Peine, Rotenburg/Wümme, Salzgitter, Sögel, Stade, Stadtoldendorf, Thuine, Varel, Walsrode, Wes-
terstede, Wilhelmshaven, Wolfsburg. 

Zu 3: 

Seit dem 1. Januar 1998 haben Versicherte, die keiner Krankenhausbehandlung (mehr) bedürfen, 
Anspruch auf einen Zuschuss zu stationärer oder teilstationärer Versorgung in Hospizen, in denen 
palliativ-medizinische Behandlung erbracht wird (§ 39 a Abs. 1 SGB V). Dies gilt für den Fall, wenn 
eine ambulante Versorgung im Haushalt oder der Familie des Versicherten nicht erbracht werden 
kann. Seit dem 1. August 2009 trägt die Krankenkasse 90 v. H., bei Kinderhospizen 95 v. H. der 
zuschussfähigen Kosten; lediglich Leistungen der Pflegekasse werden darauf angerechnet. Der frü-
here Eigenanteil der Versicherten an den Kosten eines stationären Hospizaufenthaltes ist damit 
entfallen. Der Zuschuss der Krankenkasse darf kalendertäglich 7 v. H. der monatlichen Bezugsgrö-
ße nach § 18 Abs. 1 SGB IV nicht unterschreiten (für 2012 entsprechend 183,75 Euro) und unter 
Anrechnung der Leistungen anderer Sozialleistungsträger die tatsächlichen kalendertäglichen Kos-
ten für die hospizliche Versorgung des jeweiligen Versicherten nicht überschreiten. 
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In Niedersachsen bestehen gegenwärtig 20 stationäre Hospize für Erwachsene, und zwar in Jever 
(Landkreis Friesland), Leer (Landkreis Leer), Westerstede (Landkreis Ammerland), Oldenburg 
(Stadt), Ganderkesee/OT Falkenburg (Landkreis Oldenburg), Buchholz (Landkreis Harburg), Bar-
dowick (Landkreis Lüneburg), Celle (Landkreis Celle), Osnabrück (Stadt), Dinklage (Landkreis 
Vechta), Hannover (drei Hospize), Braunschweig, Salzgitter, Wolfsburg, Bad Münder (Landkreis 
Hameln-Pyrmont), Bad Pyrmont (Landkreis Hameln-Pyrmont), Göttingen, Hann.-Münden (Land-
kreis Göttingen). 

Die Errichtung weiterer stationärer Hospize für Erwachsene ist nach Kenntnis der Landesregierung 
geplant in Bremervörde (Landkreis Rotenburg/Wümme), Thuine und Sögel (beide Landkreis Ems-
land), Gifhorn und Schöningen (Landkreis Helmstedt). 

Daneben besteht in Niedersachsen seit 2003 das Kinderhospiz Löwenherz in Syke (Landkreis 
Diepholz), hier befindet sich gegenwärtig eine Erweiterung um ein Jugendhospiz im Bau. Dem Kin-
derhospiz wurde 2002 eine Zuwendung des Landes zu den Baukosten in Höhe von 772 000 Euro 
gewährt; für die Errichtung des Jugendhospizes wurden Fördermittel des Landes in Höhe von ins-
gesamt 600 000 Euro zur Verfügung gestellt. 

Seit dem 1. Januar 2002 sind ambulante Hospizdienste gemäß § 39 a Abs. 2 SGB V unter den dort 
genannten Voraussetzungen von den Krankenkassen pauschal zu fördern. Etwa die Hälfte der am-
bulanten Hospizdienste in Niedersachsen erfüllt die Voraussetzungen für eine solche Förderung. 
Mit dieser Förderung leisten die Krankenkassen einen Zuschuss zu den notwendigen Personalkos-
ten des jeweiligen ambulanten Hospizdienstes für die palliativ-pflegerische Beratung durch ent-
sprechend ausgebildete Fachkräfte sowie für die Gewinnung, Fortbildung, Koordination und Unter-
stützung der ehrenamtlich tätigen Personen, die für die Sterbebegleitung zur Verfügung stehen. 
Der Zuschuss bezieht sich auf Leistungseinheiten, die sich aus dem Verhältnis der Zahl der qualifi-
zierten Ehrenamtlichen zu der Zahl der Sterbebegleitungen bestimmen. Seit dem 1.August 2009 ist 
von den Krankenkassen je erbrachter Leistungseinheit ein bundesweit einheitlicher Betrag zu zah-
len (11 % der monatlichen Bezugsgröße gemäß § 18 Abs. 1 SGB IV, für 2012 entsprechend 
288,75 Euro).  

Die Orte, in denen ambulante Hospizdienste tätig sind, sind aus der als Anlage beigefügten Liste 
der Hospiz Landesarbeitsgemeinschaft Niedersachsen ersichtlich. 

Zu 4, 6 und 8 bis 13:  

Der Landesregierung ist bekannt, dass in den Landkreisen Wesermarsch, Diepholz, Verden und 
Helmstedt bisher keine Palliativstützpunkte im Sinne des Rahmenkonzepts zur Weiterentwicklung 
der Palliativversorgung in Niedersachsen entstanden sind. Ob und inwieweit hieraus auf Versor-
gungslücken geschlossen werden kann, bedarf insbesondere vor dem Hintergrund der demografi-
schen Entwicklung sowie der Zunahme schwerer neurologischer, Lungen- und Herzerkrankungen 
einer vertieften Betrachtungsweise. 

Das Landtagsplenum hat in seiner Sitzung am 19. Juli 2012 einen Entschließungsantrag „Hospiz- 
und Palliativversorgung: Sterbekultur zukunftsorientiert weiterentwickeln“ (Drs. 16/4790) behandelt 
und dem Ausschuss für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration zur Beratung über-
wiesen. Im Rahmen einer Sondersitzung am 20. Juli 2012 ist der Ausschuss übereingekommen, 
eine schriftliche Anhörung aller maßgeblichen Akteure der niedersächsischen Hospiz- und Palliativ-
versorgung durchzuführen. 

Es ist beabsichtigt, die Ergebnisse dieser Anhörung zum Gegenstand der weiteren Überlegungen 
der Landesregierung zu machen. Die Landesregierung geht davon aus, dass sie daraus sowohl 
vertiefende Erkenntnisse zur Frage der Notwendigkeit von Bedarfs- und Bedürfnisanalysen, der 
Fortentwicklung des Rahmenkonzepts sowie zur Einrichtung einer hauptamtlich geführten Ge-
schäftsstelle ziehen wird. 

Zu 5: 

Das Diakoniekrankenhaus Rotenburg/Wümme plant die Einrichtung einer neuen Station, um die 
palliativmedizinische Behandlung schwerkranker und sterbender Menschen mit onkologischen und 
anderen Krankheitsbildern zu verbessern. Diese Station soll im Zuge einer größeren Baumaßnah-
me, die auch den Ausbau der Psychosomatik beinhaltet, geschaffen werden. Die Landesregierung 

5 



Niedersächsischer Landtag – 16. Wahlperiode Drucksache 16/5109 
 

 

begrüßt das Vorhaben und strebt an, es im Krankenhausinvestitionsprogramm zu berücksichtigen. 
Weitere Anträge von Krankenhausträgern liegen der Landesregierung nicht vor. 

Zu 7: 

Die Landesregierung betrachtet es als ein berechtigtes Anliegen aller Menschen, in Würde sterben 
zu dürfen und sieht eine humane Sterbebegleitung, wie sie durch die Hospiz- und Palliativversor-
gung ermöglicht wird, insofern als gesellschaftliche Aufgabe. Die Verantwortung für eine derartige 
Versorgung wird von allen im Gesundheitswesen auf Landesebene Beteiligten gemeinsam getra-
gen.  

Vor diesem Hintergrund hat die Landesregierung in Zusammenarbeit u. a. mit den Verbänden der 
gesetzlichen Krankenkassen in Niedersachsen und der Kassenärztlichen Vereinigung Niedersach-
sen das „Rahmenkonzept zur Weiterentwicklung der Palliativversorgung in Niedersachsen“ vom 
März 2006 erarbeitet. Dieses Rahmenkonzept zielt im Wesentlichen auf die Entwicklung einer flä-
chendeckenden Versorgungsstruktur und hat dementsprechend keine medizinisch-pflegerischen 
Fragestellungen zum Gegenstand. 

 

Aygül Özkan 
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(Ausgegeben am 23.08.2012) 
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